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Wissenschaftler:innen vor Anfeindungen schützen 

Anfrage der Abgeordneten Janina Strelow, Holger Welt, Mustafa Güngör und 
Fraktion der SPD 

Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie viele Fälle von Anfeindungen beispielsweise in den sozialen Medien gegen 
Wissenschaftler:innen an Hochschulen und Forschungseinrichtungen im Land 
Bremen sind dem Senat bekannt und gibt es dabei Häufungen in spezifischen 
Fachbereichen oder Gruppen? 
 
2. Welche Erkenntnisse hat der Senat darüber, ob Wissenschaftler:innen im Land 
Bremen infolge von Medienauftritten oder Zeitungsbeiträgen derartige Anfeindungen 
erlebt haben? 
 
3. Welche Unterstützungsangebote existieren für Wissenschaftler:innen, die aufgrund 
ihrer Arbeit Opfer von derartigen Anfeindungen wurden und wie bewertet der Senat 
diese Angebote? 

Zu Frage 1: 
Eine repräsentative bundesweit durchgeführte Studie des Deutschen Zentrums für 
Hochschul- und Wissenschaftsforschung aus dem Mai dieses Jahres hat ergeben, 
dass fast die Hälfte der befragten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler bereits 
von Anfeindungen betroffen waren. Dabei berichteten Mitarbeitende aller Ebenen 
aus allen Bereichen der Wissenschaft von solchen Erlebnissen. Eine deutliche 
Mehrheit der Befragten gab außerdem an, dass die erlebte 
Wissenschaftsfeindlichkeit zugenommen habe. 
Für das Land Bremen kann keine valide Gesamtanzahl solcher Fälle genannt 
werden. Hierzu besteht keine Meldepflicht, die Zahlen werden daher nicht statistisch 
erfasst. Zur Anzeige gebracht wurde an der Universität ein Fall, am Alfred-Wegener-
Institut gab es in den letzten zehn Jahren drei Fälle, die zur Anzeige gebracht 
wurden.  

Zu Frage 2: 
Medienberichten ist zu entnehmen, dass auch Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler aus Bremen und Bremerhaven Anfeindungen erlebt haben, 
nachdem sie sich öffentlich zu ihren Forschungsarbeiten geäußert haben.  
Der Senat betont, dass Forschende im Sinne der Wissenschaftsfreiheit ein diskurs-
offenes und angstfreies gesellschaftliches Klima brauchen. Anfeindungen, 
Bedrohungen und körperliche Angriffe auf Forschende ist entschieden entgegen zu 
treten.  
Ein breites Bündnis der Hochschulen im Land Bremen sowie der außeruniversitären 
Forschungsinstitute (UBRA) haben sich zu Beginn dieses Jahres in einer 
gemeinsamen Erklärung zu Demokratie, Vielfalt und Weltoffenheit bekannt. Darin 
fordern sie und stehen ein für Demokratie, Wissenschaftsfreiheit, Pluralismus und 
einen respektvollen Umgang miteinander. Die Senatorin für Umwelt, Klima und 
Wissenschaft stellt sich ausdrücklich hinter diese gemeinsame Erklärung. 
  



Zu Frage 3: 
Die wissenschaftlichen Einrichtungen im Land Bremen halten ein umfassendes 
Beratungs- und Unterstützungsangebot vor, das sich von den 
Mitbestimmungsgremien über die Rechtsstellen bis hin zur Leitungsebene erstreckt. 
Auch die hochschul-übergreifende Arbeitsstelle „Arbeitsstelle gegen Diskriminierung 
und Gewalt – Expertise und Konfliktberatung“ mit Sitz an der Universität Bremen 
berät Betroffene. Überregional ansprechbar ist der „Scicomm-Support“, eine 
Anlaufstelle für Betroffene von digitaler Gewalt, diskreditierenden Medienkampagnen 
und unsachlich ausgetragenen Konflikten in der Wissenschaftskommunikation. Dabei 
handelt es sich um ein Angebot des Bundesverbandes Hochschulkommunikation 
und Wissenschaft im Dialog, das Betroffene in Form einer persönlichen, anonymen 
Beratung unterstützt. 
Der Senat hält es für eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, 
Wissenschaftsfeindlichkeit als Ausdruck von Verschwörungsdenken und politischem 
Extremismus entgegenzutreten. Wissenschaftskommunikation und Transfer müssen 
gestärkt und gefördert werden, damit auch das Verständnis aller gesellschaftlicher 
Gruppen für die wissenschaftliche Arbeit verbessert wird. 


